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A. Problem 

Die EG-Kommission möchte die Gesamtzuglänge von Sattelkraft- 
fahrzeugen von zur Zeit 15,5 m auf 16,5 m verlängern, um eine 
Mindestgröße des Führerhauses zu gewährleisten. 


B. Lösung 

Zustimmung zu der Vorlage 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 


C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE GRÜNEN lehnen den 
Vorschlag ab. 


D. Kosten 


entfallen 



Drucksache 11/3126 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag begrüßt den Vorschlag der Kommission (Anlage), durch 
eine Erhöhung der Gesamtlänge von Sattelkraftfahrzeugen von 15,5 m auf 16,5 m 
und eine Begrenzung der Ladeflächenlänge auf 13,6 m die Grundlage für eine 
Verlängenmg der Führerhäuser im Interesse der Sicherheit und verbesserter 
Arbeitsbedingungen des Fahrpersonals zu schaffen. Der Deutsche Bundestag 
sieht es allerdings auch als erforderhch an, Mindestabmessungen für die Führer- 
häuser EG-rechtlich festzulegen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, bei ihren weiteren Verhandlungen mit der 
Kommission zu prüfen, inwieweit durch Ausnahmevorschrift Sattelzüge mit einer 
Länge von 16,7 m und einer Ladefläche von 13,8 m zugelassen werden können, 
um den Transport von ISO-Containem mit einer Größe von 45 Fuß im kombinier- 
ten Verkehr im Sinne der Richtlinie 75/130/EWG zu ermöglichen. 


Bonn, den 12. Oktober 1988 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Jobst Hinsken 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 85/3/EWG über die Gewichte, 
Abmessungen und bestimmte andere technische Merkmale bestimmter Fahrzeuge des 
Güterkraftverkehrs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Um die Produktivität von Fahrzeugkombinationen zu 
steigern, streben die Fahrzeughersteller einen größt- 
möglichen Laderaum innerhalb der Grenzwerte der 
Richtlinie 85/3/EWG an. 

Die Vergrößerung des Laderaums geht zu Lasten des 
Raums für den Fahrer und des Raums zwischen Zug- 
maschine und Sattelanhänger für besondere Zugvor- 
richtungen. 

Dies verschlechtert Arbeitsbedingungen und Sicher- 
heit des Bedienungsraums des Fahrers. 

Die derzeitigen Normen lassen sich im Hinblick auf 
ein ausgewogenes Verhältnis zwischen der rationel- 
len und wirtschaftlichen Verwendung von Nutzfahr- 
zeugen und der Sicherheit im Straßenverkehr da- 
durch verbessern, daß die Auswechselbarkeit der 
Zugmaschinen für Sattelanhänger erhöht und genü- 
gend Raum für den Fahrer gelassen wird — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Richtlinie 85/3/EWG wird wie folgt geändert: 

1. Folgender Artikel 4 a wird eingefügt: 

„Artikel 4 a 

Sattelkraftfahrzeuge, die vor dem 1. Juh 1989 in 
Betrieb genommen werden und mit den neuen 
Grenzwerten der Punkte 1.6 und 4.4 von Anhang I 
der Richtlinie nicht zu Einklang stehen, erfüllen 
diese Grenzwerte im Sinne von Artikel 3 Abs. 1 , 
wenn ihre Gesamtlänge nicht mehr als 15,5 m be- 
trägt. " 


1) ABI. Nr. L 2 vom 3. Januar 1985, S. 14. 


2. Punkt 1.1 von Anhang I der Richtlinie 85/3/EWG 
erhält folgende Fassung: 

„1.1 Größte Länge 


— Kraftfahrzeug 12,00 m 

— Anhänger 12,00 m 

— Sattelkraftfahrzeug 16,50 m 

— Lastzug 18,00 m 

— Gelenkbus 18,00 m"*) 


3. Diesem Anhang wird folgender Punkt hinzuge- 
fügt: 

„1.6 Größter Abstand zwischen Sattelzapfen und 
hinterer Begrenzung des Sattelanhängers: 

12 m." 

4. Diesem Anhang wird folgender Punkt hinzuge- 
fügt: 

„4.4 Sattelanhänger: 

Der Sattelanhänger muß die Internationale 
ISO-Norm Nr. 1726 (Ausgabe 1973) über 
Straßenfahrzeuge (mechanische Verbindun- 
gen zwischen Zugmaschinen und Sattelan- 
hängern) einhalten." 


Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen nach Konsultierung 
der Kommission die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie bis 
zum 1. Juli 1989 nachzukommen. 

2. Die Mitghedstaaten übermitteln der Kommission 
den Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften, die sie auf dem unter diese 
Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 


Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


* ) Vorbehaltlich der Annahme des Vorschlags der Kommission 
über Gewichte imd Abmessungen von Omnibussen. 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 23. Juni 1988 — 121 — 680 70 — £ — 
Ve 175/88. 
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Competitiveness and employment Impact Statement 


I. What is the main reason for introducing the measure? 

This proposal concers the maximum authorized length of articulated vehicles 
and semi-trailers and the application of standardized coupling mechanisms for 
these vehicles. 

This total package is introduced in order to guarantee enough space for the 
cabin within the total length of the articulated vehicle and to improve inter- 
changebility and safety of semi-trailers. 

The increase of the total length makes it possible to accommodate with the 
existing long semi-trailers which were developed in combination with short 
cabins and at the same time to provide extra length for the cabins. 

II. Features of the business in question 

All enterprises which use these vehicles for transfrontier operations and vehicle 
manufacturers. 

III. What obligations does this measure improve directly on businesses? 

Articulated vehicles used in international traffic should comply with the provi- 
sions of this proposal. 

IV. What indirect obligations are national, regional or local authorities likely to 
impose on business? 

Implementation of the obligations as described under IIL 

V. Are there any special provisions in respect of SME's? 

None. 

VI. What is the likely effect on: 

a) The competitiveness of business 
Positive 

b) Employment 
Neutral. 

VII. Have the relevant repräsentative organisations been consulted? 

The representative organisations of vehicle manufacturers, operators and 
unions have been consulted. Their opinion can be considered as favourable to 
this proposal. 


4 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/3126 


Entwurf einer Stellungnahme I 

Bei Lastzügen geht die Entwicklung dahin, den Laderaum zu vergrößern und 
dadurch den Raum für den Fahrer und den Raum zwischen Zugmaschine und 
Anhänger für besondere Zugvorrichtungen zu verringern. 

Technische Weiterentwicklungen können heute dazu führen, daß ein Lastzug, der 
im Stand den zulässigen Abmessungen nach der Richtlinie 85/3/EWG entspricht, 
während der Fahrt diese Grenzwerte ständig überschreitet. Dieser Zustand ent- 
spricht nicht dem Geiste der Richthnie 85/3/EWG. 

Außerdem wirken sich diese Entwicklungen negativ auf die Sicherheit im Straßen- 
verkehr und auf die Verkehrswege aus und sollten daher unterbunden werden. 

Wegen der Sicherheit im Straßenverkehr ist es nicht ratsam, die Richtli- 
nie 85/3/EWG zu ändern, um alle raumsparenden Lastzugkonstruktionen zu be- 
rücksichtigen. 

Der Rat nimmt zur Kenntnis, daß diese Entwicklung, die sich auf die Sicherheit im 
Straßenverkehr und die Arbeitsbedingungen des Fahrers negativ auswirkt, drin- 
gend auf gehalten werden muß. 

Der Rat ist der Meinung, daß die Heraufsetzung der zulässigen Gesamtlänge eines 
fahrenden Lastzuges in möglichst engen Grenzen gehalten werden sollte, und for- 
dert die Kommission auf, ihm einen Vorschlag in diesem Sinne vorzulegen. 

Der Rat ist der Meinung, daß die zulässige Gesamtlänge eines Lastzuges nach der 
Richtlinie 85/3/EWG für einen fahrenden Lastzug gelten soll, und fordert die Kom- 
mission auf, ihm einen Vorschlag in diesem Sinne vorzulegen. 


Entwurf für eine Stellungnahme II 

In der Internationalen Standardisierungs-Organisation (ISO) gibt es derzeit Bestre- 
bungen, neue Normen für Schiffscontainer, einschheßhch solcher mit einer Länge 
von mehr als 40 Fuß, zu beschheßen. 

Falls solche Normen beschlossen werden, ist es unvermeidlich, daß künftig Contai- 
ner mit solchen Abmessungen in den Häfen der Gemeinschaft gelöscht und auf den 
Straßen der Gemeinschaft befördert werden. 

Die Beförderung derartiger Container im Straßenverkehr wird, auch wenn dafür 
eine Ausnahmeregelung gilt, zu einem Druck auf die Gemeinschaft führen, damit 
diese die größeren Abmessungen zuläßt. 

Da sich daraus negative Auswirkungen auf die Sicherheit im Verkehr und die Ver- 
kehrswege der Gemeinschaft ergeben, ist es wünschenswert, diese Entwicklungen 
in den Griff zu bekommen und, wenn möghch, aufzuhalten. 

Der Rat erklärt, daß die Kommission die Standpunkte der Mitgliedstaaten in dieser 
Frage koordinieren und auf Standardisierungssitzungen der ISO vertreten sein 
sollte, um bestehende Rechtsvorschriften der Gemeinschaft, die von Beschlüssen auf 
diesen Sitzungen beeinträchtigt werden könnten, zu schützen. 
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Begründung 


Allgemeine Bemerkungen 

1. In der Richtlinie 85/3/EWG werden die zulässigen 
Abmessungen für Güterkraftfahrzeuge des grenz- 
überschreitenden Verkehrs wie folgt festgelegt; 


★ Größte Länge: 

— Kraftfahrzeug : 12 m 

— Anhänger : 12 m 

— Sattelkraftfahrzeug : 15,5 m 

— Lastzug :18 m 

★ Größte Breite 

(alle Fahrzeuge) : 2,50 m 

★ Größte Höhe 

(alle Fahrzeuge) : 4 m 


★ Kreisringfläche (5,30 m Innenhalbmesser und 
12,50 m Außenhalbmesser), in der ein Kraftfahr- 
zeug sich bewegen können muß. 

2. Dabei handelt es sich um die Außenmaße der Fahr- 
zeuge. Die Fahrzeughersteller bemühen sich, den 
Laderaum innerhalb dieser Außenmaße zu ver- 
größern. 

Dies führt zu 

— kürzeren Führerhäusern (Schlafkabine über 
dem Dach des Führerhauses) bei Sattelkraft- 
fahrzeugen und Lastzügen, um die Länge des 
Laderaums zu vergrößern, 

— kürzeren Zugvorrichtungen bei Sattelkraftfahr- 
zeugen und Lastzügen, um die Länge des Lade- 
raums zu vergrößern, 

— kleineren Rädern bei Anhängern, um die Höhe 
des Laderaums zu vergrößern, 

— dünner Wandverkleidung bei Isotherm- Fahr- 
zeugen, um die Breite des Laderaums zu ver- 
größern. 

Diese technischen Weiterentwicklungen erhöhen 
zweifellos die Wirtschaftlichkeit der Nutzfahr- 
zeuge, wirken sich aber negativ auf die Gesund- 
heit, die Sicherheit, den Komfort und die Qualität 
des Verkehrs aus. 

3. Diese Fahrzeuge entsprechen den Vorschriften der 
Gemeinschaft (85/3/EWG), beeinträchtigen jedoch 
die Sicherheit und die Arbeitsbedingungen der 
Fahrer. 

4. Die Gemeinschaft will nun dafür sorgen, daß beste- 
hende Sicherheitsnormen beibehalten werden. 


und der Neigung einiger Mitgliedstaaten zu einsei- 
tigen Maßnahmen entgegenwirken. 

5. Werden die Abmessungen des Laderaums festge- 
legt, die Außenabmessungen nach der Richtli- 
nie 85/3/EWG jedoch nicht geändert, so müssen 
eine Reihe der gemäß der Richtlinie 85/3/EWG ge- 
bauten Fahrzeuge verboten werden. Rechtlich 
wird es schwierig sein, dies rückwirkend zu tun, so 
daß die Lösung darin bestehen könnte, diese Ände- 
rungen für alle ab einem bestimmten Zeitpunkt 
zugelassenen Fahrzeuge in Kraft treten zu lassen. 
Da manche Sattelanhänger jedoch eine sehr lange 
Lebensdauer (20 Jahre) haben, könnte es dazu 
kommen, daß alte Sattelanhänger wettbewerbsfä- 
higer sind als neue Modelle. 

Werden die Abmessungen des Laderaums festge- 
legt und gleichzeitig die Grenzwerte der Außenab- 
messungen nach der Richthnie 85/3/EWG geän- 
dert, so müssen diese Grenzwerte erhöht werden. 

6. Bei Sattelkraftfahrzeugen wäre für die meisten 
Mitgliedstaaten folgende Lösung annehmbar; 

— Festlegung der Länge des Sattelanhängers, 

— Heraufsetzung der Gesamtlänge von Sattel- 
kraftfahrzeugen auf 16,5 m, 

— Einhaltung der ISO-Norm für die Zugvorrich- 
tung. 


Inhalt des Vorschlags 

7. Anhang I der Richtlinie 85/3/EWG wird in folgen- 
den Punkten geändert: 

— Die zulässige Länge eines Sattelkraftfahrzeugs 
wird von 15,50 m auf 16,50 m heraufgesetzt, 

— die Länge des Laderaums eines Sattelanhän- 
gers wird durch einen vorgeschriebenen 
Höchstabstand von 12 m zwischen Sattelzapfen 
und hinterer Begrenzung des Sattelanhängers 
festgelegt, 

— die Zug Vorrichtung muß der ISO-Norm 
Nr. 1726 entsprechen. 
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Daraus ergibt sich eine Gesamtlänge des Sattelan- 
hängers von rund 13,60 m mit zusätzlichem Raum 
für besondere Vorrichtungen (z. B. Kühlanlage) im 
vorderen Teil des Sattelanhängers (siehe Schau- 
bild 1). 

Obwohl die Abmessungen des Führerhauses nicht 
festgelegt werden, fällt doch der Anreiz zum Bau 
kurzer Führerhäuser weg, da sie den Laderaum 
nicht vergrößern würden. 



8. In die Richtlinie 85/3/EWG wird ein neuer Arti- 
kel 4 a eingefügt, wonach in Betrieb befindliche 
Sattelkraftfahrzeuge, die den Vorschriften über die 
Zugvorrichtung oder den Abstand zwischen Sattel- 
zapfen und hinterer Begrenzung des Sattelanhän- 
gers nicht entsprechen, weiterhin eingesetzt wer- 
den dürfen, wenn ihre Länge den bisher zulässigen 
Grenzwert von 15,5 m nicht überschreitet. 
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Bericht des Abgeordneten Hinsken 


Die in der Anlage enthaltene EG- Vorlage wurde 
durch Drucksache 11/2724 Nr. 26 vom 11. August 
1988 gemäß § 93 der Geschäftsordnung dem Ver- 
kehrsausschuß zur Beratung überwiesen. Der Aus- 
schuß hat die Vorlage in seiner Sitzung am 12. Okto- 
ber, 1988 behandelt. 


I. Ziel und Inhalt der Vorlage 

Nach dem EG-Vorschlag soll die höchstzulässige 
Länge von Sattelkraftfahrzeugen von zur Zeit 15,50 m 
auf 16,50 m verlängert werden. Dabei soll der Anreiz 
immer kleinerer Führerhäuser zwecks Vergrößerung 
des Laderaumes wegfallen. Die Ladefläche würde 
dann 13,60 m betragen. 


II. Verlauf der Ausschußberatungen 

1 . Die Vertreter der CDU/CSU-Fraktion und der FDP- 
Fraktion haben dem EG-Vorschlag zugestimmt. 
Sie halten es darüber hinaus für erforderhch, im 


Interesse der deutschen Seehäfen auch Ausnahme- 
vorschriften vorzusehen, durch die der Abtransport 
von 45-Fuß-ISO-Containern im kombinierten Ver- 
kehr durch Sattelfahrzeuge sichergestellt wird. Auf 
diese Weise sollen Wettbewerbsnachteile für die 
deutschen Seehäfen verhindert werden. 


2. Die Vertreter der Fraktion der SPD und der Frak- 
tion DIE GRÜNEN haben die Vorlage abgelehnt. 
Sie halten es im Interesse der Straßenverkehrssi- 
cherheit nicht für vertretbar, die zulässigen Maße 
der Nutzfahrzeuge zu vergrößern. Dabei weisen sie 
auf mögliche Folgekosten z. B. bei den Straßentun- 
nels, den Alpenquerungen und den Brücken hin. 
Sie wünschen in solchen Fällen eine verstärkte 
Nutzung des Schienenweges. 


3. Der Ausschuß hat daher die Beschlußempfehlung 
mit Stimmenmehrheit verabschiedet. 


Bonn, den 12. Oktober 1988 


Hinsken 

Berichterstatter 
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